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Drucksache 13/3957 


05 . 03 . 96 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


a) zu dem Antrag der Abgeordneten Susanne Kästner, Ulrike Mehl, 

Michael Müller (Düsseldorf), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/2524 - 

Notwendige Grundsätze der guten fachlichen Praxis beim Düngen 
in der Düngeverordnung 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Ulrike Höfken, Steffi Lemke 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/3064 - 

Erforderliche Maßnahmen zur Umsetzung der EU-Nitratrichtiinie 
im Rahmen der Düngeverordnung 


A. Problem 

Der vorsorgende Schutz - insbesondere der Gewässer - erfordert 
eine nachhaltige Reduzierung des jetzt teilweise zu hohen Nähr- 
stoffeintrags. 


B. Lösung 

zu a) 

Die Antragsteller fordern eine Überarbeitung der Düngeverord- 
nung im Hinblick auf weitergehende Regelungen für einen er- 
höhten vorsorgenden Schutz der Gewässer vor zu hohen Nitrat- 
einträgen. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 
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zu b) 

Die Antragsteller wollen die Bundesregierung veranlassen, die 
EU-Nitratrichtlinie vollständig in nationales Recht umzusetzen. 
Entsprechend ist die Dünge Verordnung im Sirine eines erhöhten 
Gewässerschutzes neu zu fassen. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die beiden Anträge - Drucksachen 13/2524 und 13/3064 - ab- 
zulehnen. 

Bonn, den 7. Februar 1996 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter H. Carstensen (Nordstrand) Heinrich- Wilhelm Ronsöhr 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 74. Sitzung 
am 30. November 1995 die Anträge - Drucksachen 
12/2524 und 13/3064 - beraten und federführend an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat am 31. Januar 1996 die Anträge bera- 
ten und dem federführenden Ausschuß mitgeteilt, 
daß er darauf verzichtet, ein Votum abzugeben, da 
die Düngeverordnung bereits in Kraft getreten sei. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlagen in sei- 
ner 33. Sitzung am 7, Februar 1996 beraten. 


2. Inhalt der Vorlagen 

zu a) 

In dem noch vor Verabschiedung der neugefaßten 
Düngeverordnung eingebrachten Antrag fordern die 
Antragsteller die Bundesregierung auf, die Dünge- 
verordnung in einigen wesentlichen Punkten zu 
überarbeiten und notwendige weitere Maßnahmen 
zur Umsetzung der EU- Nitratrichtlinie unverzüglich 
durchzuführen. Insbesondere solle die Verordnung 
durch Regelungen verschärft werden, die einen vor- 
sorgenden Schutz der Gewässer vor einem teilweise 
zu hohen Nährstof feintrag gewährleisten sollen. 


zu b) 

Ziel des gleichfalls vor Erlaß der neuen Düngever- 
ordnung eingebrachten Antrages ist es, die Bundes- 
regierung aufzufordern, die EU-Nitratrichtlinie voll- 
ständig in nationales Recht umzusetzen, insbesonde- 
re die Ausweisung von verunreinigungsgefährdeten 
Gebieten vorzunehmen und Aktionsprogramme zu 
deren flächendeckender Sanierung sowie entspre- 
chende Überwachungsprogramme dazu aufzustel- 
len. Außerdem seien Schulungs- und Informations- 
programme für die Landwirte anzubieten, die Regeln 
der guten fachlichen Praxis beim Düngen praxisnah 
vermitteln können. 


3. Beratung im 10. Ausschuß 

Die Fraktion der SPD im Ausschuß verwies auf ihre 
Begründung in der Drucksache 13/2524 und bekräf- 
tigte, daß der Antrag über die in der inzwischen vor- 
gelegten Düngeverordnung festgeschriebenen Re- 
gelungen hinausgehe, zumal der Entwurf der Bun- 
desregierung trotz überlanger Erarbeitungszeit in 
bezug auf einen vorsorgenden Grundwasser-, Bo- 
den-, Natur- und Trinkwasserschutz vollkommen un- 
zureichend sei. 

Die weiterhin hohen Nitratbelastungen des Grund- 
wassers, das Waldsterben und die zu hohen Nähr- 
stoffbelastungen der Oberflächengewässer - insbe- 
sondere der Nordsee und der Ostsee - müßten durch 
anwendbare und kontrollierbare Regelungen wirk- 
sam bekämpft werden, da auch die Landwirtschaft 
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- neben den kommunalen Abwässern und dem 
Autoverkehr - Verursacher sei. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mahnten 
die vollständige Umsetzung der EU- Nitratrichtlinie 
in nationales Recht an. Insbesondere wurde darauf 
hingewiesen, daß die Ausweisung von verunreini- 
gungsgefährdeten Gebieten und die Aufstellung von 
Aktionsprogrammen zu deren flächendeckender Sa- 
nierung sowie von entsprechenden Überwachungs- 
programmen erforderlich sei. 

Im übrigen entspreche die inzwischen verabschie- 
dete Düngeverordnung nicht den Anforderungen im 
Hinblick auf die Forstprobleme, die in der Verord- 
nung nicht enthalten seien. 

Die Gruppe der PDS wies auf die Ertragseinbußen in 
der Landwirtschaft hin und forderte entsprechende 
Ausgleichszahlungen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. unter- 
strichen ihre grundsätzliche Position, die in der jetzt 
verabschiedeten Düngeverordnung zum Ausdruck 
gekommen sei. 

Der Antrag der Fraktion der SPD und der Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN enthalte im 
wesentlichen nur Verbote und gehe mit keinem Wort 
auf Entschädigungsleistungen ein. 

Die Koalitionsfraktionen bekräftigten ihre Einschät- 
zung, daß durch die Düngeverordnung die Land- 
wirte durch die weitere Ausgestaltung der Regeln 
einer guten fachlichen Praxis bei der Düngung 
nunmehr die notwendige Rechtssicherheit für ihre 
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Düngungsmaßnahmen erhalten; gleichzeitig würden 
durch sachgerechte Düngungsvorschriften die Ziele 
des Umwelt- und Gewässerschutzes unterstützt. 

Neue Wettbewerbs Verzerrungen zu Lasten der deut- 
schen Landwirtschaft müßten nunmehr vermieden 
werden; insofern müßten die Bundesländer bei der 
noch fälligen Umsetzung der bundeseinheitlichen 
Regelung, mit der die bisherigen Gülleverordnungen 
der Länder hinfällig würden, jetzt ihre Kompetenzen 
verantwortlich bei der Gestaltung der Gewässer- 
randstreifenregelungen einsetzen. 

Letztlich wurde darauf hingewiesen, daß die Ent- 
schließungsanträge der Fraktion der SPD und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, in denen we- 
sentliche Verschärfungen der Verordnung gefordert 
werden, der Sache nach erledigt seien, denn die Ver- 
ordnung sei seit 7. Februar 1996 in Kraft. 

Der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 
13/2524 - wurde mehrheitlich mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/3064 - wurde mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die antrag- 
stellende Fraktion, die Fraktion der SPD und die 
Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt daher dem Deutschen Bundestag, 
die Anträge - Drucksachen 13/2524 und 13/3064 - 
abzulehnen. 


Heinrich- Wilhelm Ronsöhr 

Berichterstatter 
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